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Teil I

Einffihrung

A. Einführung in die Problematik

Die Kommunikation per Internet gewinnt als moderne Vertriebsform zu-
nehmend an Bedeutung. Die rasanten Zuwachsraten bei der Nutzung des
Internets innerhalb der letzten beiden Jahre und die damit verbundene exp-
losionsartige Entwicklung des Angebots haben schon heute einen beacht-
lichen Stand erreicht. Die weitere Entwicklung verspricht ein enormes

Wachstumspotentiall.

Diese Entwicklung bedeutet Vorteile ffir Anbieter und Verbraucher. Die

Kommunikation per Internet ist kostengünstiger und schneller als die klas-
sische Bestellung per Telefon oder Post und sie steht jederzeit zur Verfü-
gung2. Im Vergleich zum klassischen Einkauf "sur place" ist eine Ortsver-
änderung des Verbrauchers nicht nötig; damit entfallen Anfahrtsweg und
-zeit sowie die damit verbundenen Kosten3. Zudem bietet das Internet in

1 Nach Schätzungen werden im Jahr 2003 über 183 Millionen Menschen eine Summe

von 2000 Milliarden DM weltweit fiir Einkäufe via Internet ausgeben (Gartner, Rosa

oder rot?, Verlagsbeilage E-Commerce zur F AZ vom 1.6.1999). Für die Ausgaben des

europäischen Verbrauchers rur Käufe im Internet wird einen Anstieg von 16,1 Mrd.

Mark in 2000 auf 342,1 Mrd. Mark im Jahre 2005 (CapitaI14/2000, S. 138) prognosti-

ziert. Für das Jahr 2001 wird allein in Deutschland ein Umsatz von 28 Mrd. DM erwar-

tet (F. Heintzler, WM 2001, 1203). Marktforscher behaupten, bis zum Jahr 2005 wür-

den 10 bis 15 Prozent aller Waren in den Bereichen Kleidung, Gesundheit, Körper-

pflege und Spielwaren online vertrieben. Bei Büchern, Musik, Video und Consumer

Electronics sollen sogar 25 Prozent erreicht werden (Marktforschungsstudie Ernst &

Young: [http://www.ey.corn/GLOBAUgcr.nsf/US/OI-1 5-0 I_Release_News_Room-

Emst_&- Y oun~LLP]. Um den europäischen "elektronischen Handel" (so die wörtli-

che Übersetzung des Begriffs Electronic Commerce) sei es besser bestellt, als man

angesichts einiger Mißerfolge der Händler annehmen könnte. Die Bereitschaft der An-

wender, Geld im Internet auszugeben, sei weiterhin beachtlich und steige mit der zu-

nehmenden Onlineerfahrung des einzelnen [http://www.jup.corn/compny/pressrelease.

jsp?doc=prOOII13].
'Köhler, NJW 1998, 185.
3 Calais-Auloy/Steinmetz, ~. 96, S. 94.
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Bezug auf Produktpräsentation und -information erheblich mehr Möglich-

keiten als etwa ein Katalog4. Der einfache Zugriff auf Informationen von

Anbietern und Herstellern kann die Markttransparenz -ein zentrales An-

liegen des Verbraucherschutzes -erhöhens. Preisvergleiche werden einfa-

cher, Gebrauchsanweisungen können gegebenenfalls vorab eingesehen

werden, Informationen des Herstellers zu Produktionsverfahren usw. er-

lauben eine Einschätzung der ökologischen und sozialen Verträglichkeit

des Produkts6.

Das Internet birgt aber auch spezifische Gefahren für den Verbraucher:

Die fehlende Möglichkeit der Warenbesichtigung und -erprobung, beson-

dere Risiken bei der Abwicklung und Rückabwicklung des Vertrags und

namentlich die Gefahr, unseriösen Anbietern aufzusitzen. Im extremen

Fall droht der Verlust der geleisteten Anzahlung ohne Gegenleistung, etwa

bei betrügerischen Anbietern oder in Konkursflillen 7. Schließlich sind die

Risiken im Bereich des Datenschutzes bzw. des Datenmißbrauchs nicht zu

unterschätzen'. All diese Schwierigkeiten treten auch bei den bereits seit

Jahren praktizierten Vertriebsformen des Versandhandels auf. Allerdings

werden sie durch die Vereinfachung des Kommunikationsvorgangs und

die technisch immer ausgereifteren Möglichkeiten der audiovisuellen Prä-

sentation von Produkten und Serviceleistungen durch die Nutzung des In-

ternets erheblich verstärkt. Mit zunehmender Zahl von Geschäftsabschlüs-

sen steigt in gleichem Maße die praktische Relevanz des Schutzes des

Verbrauchers bei der Nutzung des Mediums Internet. Hinzu kommt: Al-

lem die Nutzung des lntemets als Geschäftsmedium bedeutet nicht, daß

.Köhler, NJW 1998, 185; Damker/Müller, DuD 1997, Heft 11,24; z.B. werden mit
dem Medium Internet virtuelle Kleideranproben nach dem Motto "click & dress" mög-

lich, vg1. [www.otto.de/anprobe]; dazu auch G. Freese, Der Kunde verzeiht nichts, Die
Zeit, 19.4.2001, S. 23).
, F. Lorentz, Rev.conc.consom., N°. 114, mars-avril 2000, 15: "ce maTche est

totaIement integre et theoriquement transparent (ou sans friction) au niveau mondiaI";
ebenso M. Pobla, Quelle valeur ajoutee pour 1e consommateur?, Rev.conc.consom.,
N°. 114, mars-avri1 2000, 17.
.Damker/Müller, DuD 1997, (Heft 11),24.
7 Calais-Auloy/Steinmetz, N°. 96, S. 94 f.

.Dazu ausfiihrlich Köhler, NJW 1998, 185 (186).
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sich der Verbraucher schutzlos in einer Art "rechtsfreien Raumes" befin-
det; selbstverständlich finden verbraucherschützenden Instrumente grund-
sätzlich auch bei Geschäftsabschlüssen per Internet Anwendung. Eine Be-
standsaufnahme des Geschäftsgebarens der E-Commerce Unternehmen
zeigt jedoch, daß die Rechte der Verbraucher, ob aus Unwissenheit, Unfa-
higkeit oder Kalkül, praktisch weitgehend ignoriert werden9.

Chancen und Risiken des E-Commerce offenbaren sich in verstärktem
Maße bei grenzüberschreitenden Rechtsgeschäften. Diese werden durch
die neuen technischen Möglichkeiten vereinfacht oder praktisch überhaupt
erst möglich gemacht. Der besondere Vorzug des Internets als Kommuni-
kationsmedium und Präsentations fläche liegt in diesem Zusammenhang
darin, daß die räumliche Entfernung zwischen den Vertragspartnern beim
Vertragsschluß keine entscheidende Rolle mehr spielt. Für denjenigen, der
per Internet kommuniziert, macht es keinen Unterschied, ob sich sein
Kommunikationspartner im Nebenraum oder "am anderen Ende der Welt"
befindet1O. Damit eröffnet sich für die Anbieter ein ganz neuer, im Zweifel
weltweiter Markt; gleichzeitig vervielfaltigt sich rur den Verbraucher das
leicht verfiigbare Angebot. Dies ist grundsätzlich zu begrüßen, weil es ei-
ne Belebung des Wettbewerbs und eine Verbesserung der Markttranspa-
renz bedeutet. Gerade durch den Fernabsatz läßt sich auch die Entwick-
lung des Europäischen Binnenmarktes beschleunigenl\, eines der zentralen
Ziele des EG-Vertrags (Art. 3 I c), 4 1,14 EGI1.

.So das Ergebnis einer Untersuchung von 25 Online-Shops durch das ZDF-Magazin

WISO, [http://www.zdf.de/ratgeber/WISO/ Archiv trhemen_2000/40346/index.html].

Dazu J: Weinknecht: "Die Bestimmungen des Femabsatzgesetzes werden bislang nur

sehr ansatzweise umgesetzt, die Bestimmungen des Teledienste-Datenschutzgesetzes,

das ja schon seit 1997 in Kraft ist, werden nach wie vor fast völlig mißachtet"

(http://www.golem.de/OO09/9602.html].
10 Borges, ZIP 1999,565.

11 Vgl. bspw. Erwägungsgründe 3 u. 4 der Fernabsatzrichtlinie (FARL) v. 20.5.1997

(97/7/EG), ABI.EG Nr. L 144 v. 4.5.1997, S. 19; M. Monti zum elektronischen Ge-

schäftsverkehr: "Der elektronische Geschäftsverkehr eröffilet den Verbrauchern eine

neue Dimension des Binnenmarktes, denn sie können leichter zwischen Waren und

Dienstleistungen in besserer Qualität zu niedrigeren Preisen auswählen. Der elektroni-

sche Geschäftsverkehr bringt neue Impulse für Handel. Innovationsgeist und Wettbe-
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